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Die Partei an ihren Zielen
messen

Die LINKE muss sich fragen, wa-
rum viele ihrer Wähler zur AfD ge-
wechselt sind. Liegt es vielleicht
daran, dass diese Wähler in der
LINKEN keine sichtbare Alternative
zur Politik der Bundesregierung
mehr sehen? Das bestätigte mir ein
Freund, der die AfD wählte.
Bei der Auseinandersetzung mit

der AfD reicht es nicht, sie nur als
rechtpopulistisch auszugrenzen.
Man sollte sie bei dem, was in ih-
rem Wahlprogramm steht, packen
und sehen, ob sie bereit sind, auch
für sie einzutreten, wie mehr di-
rekte Demokratie, Steuerpolitik
zugunsten der Arbeitnehmer, Bil-
dung unabhängig vom Familien-
hintergrund, Strafbarkeit für Steu-
erverschwendung oder keine wei-
tere Privatisierung der Schienen-
netze.
Anna Kerstan, Wolfsburg-Unkeroda

Wie soll das Land künftig
regiert werden?

Zu »Rückkehr zum Albtraum«,
17.9., S. 1
Nach der Umarmung des Kiewer
Regimes durch die EU frage ich
mich, mit welchen Mitteln ein
wirtschaftlich und finanziell ban-
krottes, von Bürgerkrieg, Zerstö-
rung, Hass zerrüttetes Land künf-
tig regiert werden soll. Wie, wenn
nicht autoritär und von Demokra-
tie weit entfernt, nachdem einem
Großteil der russisch geprägten
Bevölkerung im Landesosten Ver-
achtung, Leid und Vernichtung der
bescheidenen Existenz angetan
wurde?
Karl-Ernst Lüdtge, Berlin

Ausdruck der eigenen Stärke

Zu »Lateinamerikaner wollen Kuba
in der OAS zurück«, 18.9., S. 8
Realität setzt sich gegen die »Er-
finder der Demokratie aus Gottes
eigenem Land« durch. Über 50

Jahre wurde und wird die kleine
Insel von einem sinn- und wir-
kungslosen Boykott bedroht. In
Zeiten der bestialischen Diktaturen
in Lateinamerika, gefördert von
den USA, standen die sozialisti-
schen Staaten Kuba zur Seite.
Nach deren Abgang gewannen
linksdemokratische Kräfte in La-
teinamerika die Oberhand. Jetzt,
endlich, scheinen sie zu Kuba zu
sagen: Du bist nicht allein! Damit
wird auch dem Engagement Kubas
zur Alphabetisierungs- und Ge-
sundheitskampagne in Südamerika
Rechnung getragen.
Die selbstbewusste Ablehnung

der OAS durch Kuba ist keine
Überheblichkeit, sondern Aus-
druck der eigenen Stärke. Aber die
Taktgeber in der OAS, USA und
Kanada, werden keine Ruhe geben
und so wäre die CELAC tatsächlich
die Alternative.
Uwe Höntzsch, Bernau

Es belastet die Seele

Zu »Denn zum Essen sind sie da!«,
13.9., S. 4
Neben der moralischen Frage ob
Lebensmittel vernichtet werden
dürfen, wenn gleichzeitig Hunger
herrscht, stellt sich auch eine öko-
nomische Frage. Da der Gewinn
nur mit den verkauften Lebens-
mitteln erzielt werden kann, sind
die Kosten für die nicht verkauften
in diesen enthalten. Somit sind
»normale« Lebensmittel im Ein-
zelhandel zu teuer.
Das mag für den Normalverdie-

ner akzeptabel sein. Aber was ist
mit dem Teil der Bevölkerung, der
als arm bezeichnet wird? Verges-
sen wir nicht: Der Besuch bei der
Tafel entlastet das Haushaltsbud-
get, aber er belastet die Seele des
Menschen.
Michael Dick, Remscheid

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Globale Verantwortung
Tom Strohschneider über internationale Hilfe im Kampf gegen Ebola

Man muss kein Experte sein, um angesichts der Dimension der Ebola-Epi-
demie in Westafrika den Ruf nach mehr Hilfen des Westens für verständ-
lich, ja: für nötig zu halten. Allein wird der gebeutelte Kontinent, den der
Norden durch jahrhundertelange Ausbeutung abgehängt hat und von dem
er sich heute noch oft ein kolonial-verzerrtes Bild macht, mit der Seuche
nicht fertig. Doch wie helfen? Auch zivile Organisationen rufen nun nach
dem Militär, weil nur bei dem noch die Kapazitäten gesehen werden, wirk-
sam und vor allem schnell Unterstützung zu leisten. Das klingt nachvoll-
ziehbar. Und was wäre dagegen zu sagen, wenn das Militär, statt irgendwo
zu schießen, ein mobiles Krankenhaus in die Ebola-Gebiete schickt?
Unter anderem dies: Die Zukunft kann und darf nicht darin liegen, dem

Militär einen Zweitjob als »humanitärer Dienstleister« zuzuweisen – und
ihm so noch neue Legitimation zu verschaffen. Nötig ist vielmehr eine an-
dere Außenpolitik, die sich als zivile Weltinnenpolitik versteht und deshalb
zuallererst für die Voraussetzungen sorgt, adäquat, schnell und nicht-mili-
tärische Hilfe auch bei Katastrophen vom Ausmaß der Ebola-Epidemie
möglich zu machen. Dafür sind Strukturen nötig, Fachleute und sehr viel
Geld. Man könnte das dann sogar Übernahme globaler Verantwortung
nennen. Die davon derzeit immer reden, haben freilich anderes im Sinn.

Trostpflaster?
Gabriele Oertel fragt nach der Vertragstreue der Regierung in der Mietenpolitik

In der Mieten- und Wohnungspolitik der Großen Koalition – so man davon
überhaupt sprechen kann – passieren seltsame Dinge. Die im Herbst 2013 im
Koalitionsvertrag fest vereinbarte und gleich nach der Wahl von Bundesjus-
tizminister Heiko Maas (SPD) in Angriff genommene Mietpreisbremse –
wenn auch nur in der von der Kanzlerin favorisierten eher kleinen, nämlich
nicht flächendeckenden Variante – liegt nun schon seit März auf Eis. Offen-
bar haben der vehemente Widerstand von Wohnungswirtschaft und Vermie-
terlobby sowie die zahlreichen Einsprüche aus Teilen der Union solch eine
Wirkung hinterlassen, dass im Merkel-III-Kabinett keiner mehr den Gesetz-
entwurf überhaupt nur anfassen will. Ob die jetzt für Mitte 2015 angekün-
digte Wiederbelebung des Heizkostenzuschusses beim Wohngeld ein Trost-
pflaster sein soll, darüber kann freilich nur spekuliert werden. Fest scheint zu
stehen, dass die 2009 wegen der exorbitant steigenden Energiepreise einge-
führte und 2011 wieder von Schwarz-Gelb gestrichene Heizkostenkompo-
nente demnächst erneut eingeführt werden soll – und das, obwohl sie die
Koalitionäre nicht explizit vereinbart hatten. Das wäre freilich für Hundert-
tausende wenig betuchte Mieter, bei denen Energie- und Heizkosten häufig
mehr als ein Drittel der Wohnkosten ausmachen, eine gute Nachricht. Ein
Beleg für die Vertragstreue der Bundesregierung ist das jedoch noch nicht.

Unilateralismus auf leisen Sohlen
Roland Etzel über lautes Nachdenken eines US-Generals

Es ist ein »rein hypothetisches Szenario«, sagte Obamas Sprecher zum
Gerede über einen Einsatz US-amerikanischer Bodentruppen in Irak und
Syrien. Mag sein. Es hat da aber nicht irgendein Denkfabrik-Mitarbeiter
laut nachgedacht, sondern der Generalstabschef der US-Streitkräfte, und
man fragt sich, warum er das nicht auch leise hätte tun können.
Die naheliegendste Vermutung ist, dass die US-Bürger, die eigentlich

die Nase voll haben von Kriegseinsätzen, häppchenweise und auf leisen
Sohlen damit versöhnt werden sollen, dass auch ihr Friedensnobelpreis-
träger davon nicht lassen will. Ob dies nun originär von Obama ausgeht
oder er dazu gedrängt wird, ist am Ende herzlich egal. Jedenfalls verstärkt
sich der Eindruck, dass man in der US-Administration alle Absprachen,
die es diesbezüglich international gab (unter anderem mit Moskau), of-
fenbar für obsolet erklärt.
Nicht erst seit der Ukraine-Krise, schon seit dem Fall Snowden mehren

sich in den USA einflussreiche Stimmen, die darauf drängen, dass man
sich international mit niemandem mehr verständigen müsse, schon gar
nicht mit Russland. Die Anti-Terror-Konferenz in Paris, bei der zum Bei-
spiel auch die UNO ohne Grund ausgesperrt wurde, zeigt genauso wie das
Schwafeln über neue Kriege, wohin die Reise gehen soll.

KOLUMNE

Gabriels Wegelagerei
Wolfgang Storz über die Pläne des Wirtschaftsministers und SPD-Chefs, private Investoren für öffentliche Aufgaben
zu interessieren, statt die Steuern auf große Vermögen zu erhöhen

Es war einmal. Mitten in der Finanz-
marktkrise, als der Wirtschaft und
den Sparern der freie Fall und das
Feuilleton der »Frankfurter Allge-
meine Zeitung« mit einer kapitalis-
muskritischen Serie drohte, dachten
alle: Jetzt ist es aus mit dem Neoli-
beralismus und seinem erwürgenden
Einfluss auf die Politik.
Heute marschiert Sigmar Gabriel,

Vizekanzler und SPD-Parteivorsit-
zender, kraftvoll – nicht an der Spit-
ze des neuen Fortschritts, sondern an
der Spitze der alten Ideologie, als sei
nichts gewesen.
Und das geht so.
Zur Ausgangslage: Seit Jahren

sind die Privatvermögenden die ei-
gentliche Wachstumsbranche der
Nation. Der Sozialhistoriker Hans-
Ulrich Wehler hatte vor wenigen
Monaten vorgerechnet: Von 2000
bis 2020 wurden und werden pri-
vatrechtlich 5,7 Billionen Euro ver-
erbt, mehr als die Hälfte des deut-
schen Gesamtvermögens. Gäbe es in
Deutschland, so Wehler, eine Erb-
schaftssteuer in Höhe von 50 Pro-
zent, wie anderswo, so könnte die
deutsche Gesellschaft 2,9 Billionen
Euro einnehmen – genug, um ihr
Gemeinwesen in Ordnung zu brin-
gen.
Was haben jedoch wir: faktisch

keine Vermögenssteuer, eine gerin-
ge Erbschaftssteuer, eine geringe
Steuer auf Kapitaleinkünfte, einen
im internationalen Vergleich gerin-
gen Spitzensteuersatz, dafür ver-
gleichsweise hohe Lohn- und Ein-
kommenssteuern für Niedrig- und
Durchschnittsverdiener.
So wie der Reichtum der Privaten

wächst, wächst – gemäß der markt-
radikalen Ideologie – zeitgleich die
öffentliche Armut: Die öffentlichen
Hände haben aufgrund ständiger
Steuersenkungen in den vergange-

nen 15 Jahren im Saldo knapp 500
Milliarden Euro weniger eingenom-
men; allen Märchen über angebliche
Rekord-Steuereinnahmen zum Trotz.
Weil der Staat aufgrund dieser Steu-
erpolitik immer weniger Geld bei
steigenden Aufgaben hat, macht er
mehr Schulden, was er laut Ideologie
aber nicht darf, weshalb seit Gerhard
Schröder der Staat zum ständigen
Sparen geprügelt wird. Und das oh-
ne Rücksicht auf Verluste: Seit Jah-
ren verrottet die öffentliche Infra-
struktur. Die Deutsche Bahn kann

viele ihrer Strecken nur noch mit ge-
minderter Geschwindigkeit befahren,
so schlecht ist ihr Zustand. Der Nord-
Ostseekanal war wegen maroder
Schleusen wochenlang geschlossen.
Immer mehr Brücken werden von
den Kommunen für den Schwerlast-
verkehr gesperrt. Schulen werden
nicht saniert. Im internationalen
Vergleich ist Deutschlands digitale
Infrastruktur bestenfalls B-Klasse.
Der öffentliche Kapitalstock
schrumpft permanent.
Das weiß jeder und jede seit vie-

len Jahren. Und jeder und jede weiß
auch: Das schadet nicht nur den so-

zialen Interessen der so genannten
breiten Masse, das schadet auch den
Unternehmen und widerspricht fun-
damental dem Streben der Eliten,
die deutsche Wirtschaft müsse die
wettbewerbsfähigste von Europa
werden.
Trotzdem: Alle Regierungen fol-

gen seit 1998 dem Ziel des Sparens
so konsequent (oder ist das schon
ein religiöses Ritual vor dem Altar
namens Schuldenbremse?), dass
sich die kapitalfreundlichste Ideolo-
gie aller Zeiten, die der Marktradi-
kalität, in ihr Gegenteil verkehrt und
zunehmend das Kapital am profi-
tablen Wachstum hindert. Die Poli-
tiker einer der stärksten Wirt-
schaftsnationen der Welt schauen
zu, wie die Infrastruktur ihres Lan-
des verfällt.
Nein, nicht alle schauen zu. Sig-

mar Gabriel handelt. Wie? Er will vor
allem Banken, Versicherer und Fi-
nanzfonds dafür gewinnen, ihre bil-
lionenschweren Vermögen in die öf-
fentliche Infrastruktur zu investie-
ren. Absurd: Der Staat könnte diese
Investitionen über höhere Steuern –
bei den oberen zehn Prozent finan-
zieren, oder über zur Zeit für den
Staat sehr billige Kredite. Aber nein,
Gabriel will die privaten Kapitalbe-
sitzer, die aufgrund der für sie nied-
rigen Steuern im Geld schwimmen
(was auf Kosten der Steuerzahler
geht), nun erneut mit höheren Zin-
sen anlocken (ebenfalls auf Kosten
der Steuerzahler), damit sie gnädi-
gerweise bereit sind, in Straßen,
Brücken und eventuell sogar Schulen
zu investieren. Ideen, die nur entste-
hen können, wenn der Kopf im
Schraubstock der Marktradikalität
feststeckt. Aus Sicht der normal ver-
dienenden und solide steuerzahlen-
den Bürger ist das nichts anderes als
Wegelagerei.

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll
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Langzähgenosse
Von Uwe Kalbe

»Schwarz-Rot ist unser Tod« – es
ist lange her, dass Christoph Mat-
schie solche Losungen in den Weg
gelegt wurden. 2009war es, als die
SPD in Thüringen vor der Frage
stand, ob sie als kleinerer Partner
mit der CDU oder der Linkspartei
eine Koalition bilden sollte. Als
Landesvorsitzender musste Mat-
schie, dessen Stärke nicht das Ex-
periment, sondern die Beharrlich-
keit ist, einen Aufstand im Lan-
desverband niederringen, der Rot-
Rot-Grün zum Ziel hatte. In seiner
Funktion seit 1999 fest verkeilt,
setzte Matschie sich durch. Die
weitere Entwicklung gab seinen
Kritikern Recht.
Bei der folgenden Wahl vor ei-

ner Woche nämlich landete die
SPD bei 12,4 Prozent, über sechs
Prozent unter dem vorherigen Er-
gebnis. Einen Aufstand gibt es
diesmal trotzdem nicht. Das kann
sich Matschie zugute halten. Seine
Art, die Dinge auszusitzen, hat sich
durchgesetzt. Aber nun zieht er
trotzdem persönliche Konsequen-
zen, will seinen Vorsitzendenpos-
ten abgeben – offenbar wegen ei-
nes Winks von oben, aus der Par-
teizentrale in Berlin.
Man kann auch – freundlich –

von Berechenbarkeit Matschies
sprechen. Dort, wo man ihn zu-
letzt sah, trifft man ihn auch in fünf
Jahren noch. »Debatten beset-
zen«, »Themen in den Blick neh-
men«, von dieser mitreißenden Art
ist sein Auftritt. Wer ihn je reden
hörte, wundert sich über den Er-

folg, der ihn zäh begleitete. Er wird
sich solche Fragen nicht stellen.
Geradlinig verlief sein Weg. Als
junger Mann in der SDP war er an
den Entscheidungen über die Ge-
schicke der DDR am Zentralen
Runden Tisch beteiligt. Anfang der
2000er war Matschie einer der
»Youngsters«, der »Netzwerker« –
jüngere, karrierebewusste Mit-
glieder der SPD-Bundestagsfrak-
tion, der er von 1990 bis 2004 an-
gehörte. Dabei übte er weiter den
hölzernen Vortrag bedeutungs-
schwerer Thesen über die Aufga-
ben der Sozialdemokratie und lan-
dete als Bildungs-Staatssekretär im
Kabinett von Gerhard Schröder,
dessen Agenda 2010 er auch nach
der Niederlage 2005 die Treue
hielt. Der 53-Jährige wird sicher
eine Aufgabe finden, in der seine
Fähigkeiten für die nächsten ge-
fühlt 50 Jahre gefragt sind.

Christoph Matschie verlässt den
SPD-Chefposten in Thüringen.
Foto: dpa/Martin Schutt
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